
Infodienst  
Informationsdienst der Lebenshilfe Niedersachsen Nr. 06 | 2026 

 

 
Lebenshilfe      Nordring 8 G   Tel. 0511 - 909 257 00 info@lebenshilfe-nds.de 
Landesverband Niedersachsen e.V. 30163 Hannover Fax 0511 - 909 257 11 www.lebenshilfe-nds.de 
 

Inhalt  
 

01 | Was uns gerade wichtig ist… ........................................................................................ 2 

02 | Unsere neuen Mitarbeiter*innen stellen sich vor ......................................................... 3 

03 | Demonstration „S.O.S. Sozialstaat“ am 24.06.26 in Hannover.................................... 5 

04 | Save the date: Bündnis starker Sozialstaat veranstaltet Kongress ............................ 7 

05 | Demonstration „Sozialstaat verteidigen statt abbauen“ am 10.06.26 in Hannover ... 8 

06 | Kampagne „Teilhabe ist Menschenrecht“ der BVLH: 181.269 Menschen  
unterzeichnen Petition und ermöglichen Anhörung  ...................................................... 9 

07 | Dialogprozess Eingliederungshilfe – BMAS veröffentlicht Empfehlungen ................ 9 

08 | Überblick: Beschlüsse der Ministerpräsidentenkonferenz (MPK) vom 25.06.2026 . 11 

09 | Der Entwurf des Pflegeneuordnungsgesetzes (PNOG) im Überblick ....................... 12 

10 | Positionspapier der Fachverbände: Keine Kürzungen bei der Teilhabe .................. 14 

11 | Neues Schulgesetz beschlossen. Was bedeutet das für Schüler*innen, Eltern und 
Tagesbildungsstätten? .................................................................................................... 14 

12 | Keine pauschalen Abschläge in der Vergütung für Andere Leistungsanbieter – Ein 
Beitrag von Johann v. d. Helm (Rechtsanwalt) mit Praxistipp für Verhandlungen  .... 17 

13 | Neuigkeiten aus der Akademie für Rehaberufe .......................................................... 18 

14 | Umfrage zur digitalen Teilhabe von Menschen mit komplexem  
Unterstützungsbedarf: BBMB ruft zur Teilnahme auf ................................................... 19 

15 | BVLH veröffentlicht neue Seite zum Thema Autismus-Spektrum-Störung .............. 19 

16 | Aktion Mensch-Studie zum gesellschaftlichen Zusammenhalt aus Sicht von  
Menschen mit Beeinträchtigungen ................................................................................. 19 

17 | Assistenz im Ehrenamt: Fachverbände veröffentlichen Leitfaden zu Beantragung 20 

18 | Gut geschützt bei Hitze – BVLH veröffentlicht Tipps in Leichter Sprache ............... 20 

19 | Aktion Mensch: Gesundheitsbefragung von Menschen mit Beeinträchtigungen ... 21 

20 | Special Olympics Landesspiele vom 11. bis 13. Mai 2027 in Göttingen ................... 22 

21 | KKH und SOCN bilden 14 neue Gesundheitslots*innen aus ..................................... 22 

22 | „Die Finals“ in Hannover – Informationen zur Barrierefreiheit ................................. 23 

23 | Save the date: Erster Niedersächsischer Ehrenamtskongress am 05. 12 2026 ....... 23 

24 | Zweiter Donald Duck-Comic in Leichter Sprache veröffentlicht ............................... 24 

25 | Aktionstag „Vielfalt feiern!“ ......................................................................................... 25 

 



Infodienst 06 | 2026 Seite 2 
 

01 | Was uns gerade wichtig ist… 
 
Liebe Leser*innen,  
 
mehr als 3.000 Menschen haben am 24.06.2026 bei Temperaturen von über 30 Grad vor 
dem Niedersächsischen Landtag für einen starken Sozialstaat demonstriert. Darunter wa-
ren weit über 1.000 Menschen aus den Mitgliedsorganisationen der Lebenshilfe Niedersach-
sen. Dieses eindrucksvolle Engagement hat gezeigt, wie groß die Sorge vor möglichen Ein-
schränkungen der Teilhaberechte ist. 
 
Auslöser der Demonstration war u. a. ein bekannt gewordenes Arbeitspapier mit soge-
nannten Vorschlägen zur Effizienzsteigerung bei den Sozialleistungsgesetzen. Für 
viele Menschen mit Beeinträchtigungen und ihre Angehörigen entstand dadurch die Sorge, 
dass notwendige Reformen vor allem zu Lasten der Selbstbestimmung gehen könnten.  
 
Ein wichtiges Signal setzte der niedersächsische Ministerpräsident Olaf Lies. Auf der Kund-
gebung machte er deutlich, dass Niedersachsen Einschränkungen beim Wunsch- und Wahl-
recht nicht mittragen werde. Doch dies ist nur ein Papier, über das diskutiert wird. Gleich-
zeitig laufen zahlreiche weitere Reformprozesse, die Menschen mit Beeinträchtigungen un-
mittelbar oder mittelbar betreffen: die Reform der Pflegeversicherung, die Weiterentwick-
lung des Gesundheitswesens, die Diskussion über die Zukunft der gesetzlichen Rente, 
der Dialogprozess des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales zur Eingliede-
rungshilfe, die (inklusive) Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) und weitere Vorhaben. 
 
Nach dem im Frühjahr geleakten Papier war der Aufschrei derjenigen groß, die sich darüber 
aufgeregt haben, dass wir uns über Dinge aufregen, die noch gar nicht beschlossen sind. 
Zugleich kommen Papiere zu Reformen auf den Tisch und es wird gesagt, dass man darüber 
nicht mehr diskutieren darf, weil man ansonsten die ganze Reform gefährdet. Ich finde aber, 
diese Diskussionen müssen wir aushalten und trotzdem handlungsfähig sein. Ich finde, dass 
schon geschaut werden muss, was das konkret für die Menschen bedeutet.  
 
Wir stehen in diesem Land vor einer schwierigen Situation. Das erkennen wir an. Als Lebens-
hilfe Niedersachsen verstehen wir uns als Teil einer starken Gemeinschaft, die sich gerne 
konstruktiv in die Prozesse einbringt. Wir werden die anstehenden Reformen aufmerksam 
begleiten, Position beziehen und den Dialog mit Politik und Gesellschaft suchen. 
 
 
Bis dahin wünschen wir Ihnen eine gute Sommerzeit! 
 
 
Mit besten Grüßen 
Frank Steinsiek  
(Landesgeschäftsführer) 
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02 | Unsere neuen Mitarbeiter*innen stellen sich vor  
 

Neu im Team ist Jana Bollmann als Schulverwaltungskraft 
in der Fachschule Heilerziehungspflege am Standort Hil-
desheim.  
 
Jana, was ist dir bei der Arbeit wichtig?  
Bei der Arbeit besonders wichtig ist mir ein gutes und wert-
schätzendes Miteinander. Ich möchte mit Freude und guter 
Laune zur Arbeit kommen können und dafür ist das Miteinander 
für mich das Wichtigste. Das Einbringen können von Ideen und 
Kreativität schätze ich in der täglichen Arbeit sehr. 
 

Was macht du gern, wenn du nicht bei der Arbeit bist?  
Meine Freizeit verbringe ich am liebsten mit meiner Familie oder meinen Freunden. Gerne 
bei gemeinsamen Unternehmungen. Ich fahre gerne Fahrrad und genieße meine Freizeit am 
liebsten draußen.  
 
Gibt es etwas, das dich mit der Lebenshilfe verbindet?   
Ich teile die Werte der Lebenshilfe in allen Bereichen und freue mich, dass ich als Schulsek-
retärin dazu beitragen kann die Schüler*innen auf dem Weg zu einem Beruf zu begleiten der 
Menschen mit Beeinträchtigung ein selbstbestimmtes Leben ermöglicht. 
 
 
Ebenfalls neu im Team als Schulleiter der Fachschule Heil-
erziehungspflege am Standort Wildeshausen ist Philipp von 
Au.  
 
Was hast du bisher beruflich gemacht? 
Nach Abitur, Zivildienst und einem ganz kurzen Intermezzo als 
Jura-Student habe ich am Bodensee eine Ausbildung zum Heil-
erziehungspfleger absolviert. Im Zuge dessen habe ich mit jun-
gen Erwachsenen mit Assistenzbedarf gearbeitet, die sehr starke 
fremd- und selbstgefährdende Verhaltensweisen an den Tag ge-
legt haben. Weil ich verstehen wollte, warum die jungen Leute 
sich so verhalten, wie sie sich verhalten, und ich mich mit der mir zu der Zeit immer wieder 
gelieferten Begründung „Die machen das halt, weil sie behindert sind“ nicht zufriedengeben 
wollte, habe ich nach alternativen Erklärungsansätzen gesucht und bin infolgedessen direkt 
nach der Ausbildung knapp 800 Kilometer weiter nördlich in Bremen gelandet. Dort habe ich 
Diplom-Erziehungswissenschaften mit Schwerpunkt Behindertenpädagogik/Rehabilitation 
bei sozio-emotionalen Störungen, wie das damals hieß, studiert, in Kombination mit Psycho-
logie und Soziologie im Nebenfach. Im Rahmen meiner Diplomarbeit habe ich mich mit 
Machtverhältnissen und Deinstitutionalisierungsprozessen sog. Groß- und Komplexeinrich-
tungen befasst und habe dann folgerichtig nach dem Studium bei der Diakonie Himmelstür 
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in Wildeshausen eine Stelle angenommen, bei der es genau um diese Thematik – nämlich 
die Umwandlung einer großen Zentraleinrichtung hin zu einer Anbieterin vielfältiger perso-
nenzentrierter Angebote für Menschen mit Assistenzbedarf – ging. Diesen Bereich, die Pro-
jekt- und Organisationsentwicklung der DH Region Nord, habe ich jetzt circa 14 Jahre gelei-
tet. Der Uni Bremen bin ich auch heute noch als Dozent verbunden und biete seit 11 Jahren 
diverse Lehraufträge im Studiengang „Inklusive Pädagogik“ an. 
 
Was ist dir bei der Arbeit wichtig?  
Ganz allgemein gesprochen muss ich im beruflichen Umfeld ein gewisses Maß an Sinnhaf-
tigkeit und Wirksamkeit spüren und merken, dass Dinge – manchmal sehr langsam zwar, 
aber doch stetig - „vorangehen“, um motiviert arbeiten zu können. Konkret im schulischen 
Kontext habe ich den Anspruch, komplexe Dinge so einfach wie möglich zu erklären, aber 
nicht noch einfacher. 
 
Gibt es etwas, das dich mit der Lebenshilfe verbindet?   
Wenn ich an die Lebenshilfe denke bzw. an den ersten Kontakt mit einer Lebenshilfeeinrich-
tung, kommt mir ein ganz lustiger Zufall in den Sinn: Kurz vor Beendigung meines Studiums, 
habe ich mich um die Stelle der Projektleitung von lebenshilfe tours (LH Bremen) beworben. 
Das war ein Angebot, das assistierte Urlaubsreisen plant, organisiert und durchführt;  ich 
wurde damals aber abgelehnt. Den Grund habe ich viele Jahre später erfahren, und zwar bei 
einem der ersten „Dates“ mit meiner Frau: Diese hatte mich damals nämlich, wie wir beim 
Kennenlernen feststellten, im Bewerbungsverfahren aufgrund ihrer hohen fachlichen Kom-
petenz, wie sie behauptete, ausgestochen bzw. die Jobzusage bekommen. Das reibt sie mir 
auch heute noch gerne unter die Nase! 
 
Was macht du gern, wenn du nicht bei der Arbeit bist?  
Mit zwei sehr aktiven Grundschulkindern ist die Zeit für eigenständige Unternehmungen mit-
unter etwas begrenzt, d. h. ich verbringe in meiner Freizeit bzw. am Wochenende gerade 
viele Stunden auf Sport- bzw. Reitplätzen oder in Turnhallen, um bei verschiedenen Wett-
kämpfen oder Auftritten zuzuschauen; wenn ich Zeit für mich und Freunde habe, gehe ich 
gerne auf Konzerte, Lesungen und in Ausstellungen. 
 
Gibt es ein Motto oder ein Zitat, was dich inspiriert oder begleitet?  
Mir gefällt folgendes Zitat des österreichischen Schriftstellers Robert Misik: 
„Rezepte gibt es nicht und auch keine Trampelpfade. Es gibt nur die Möglichkeit zu tun, was 
man für richtig hält, gegen das zu argumentieren, was man für falsch hält, zu ändern zu 
versuchen, was einen stört – und dann und wann etwas zu riskieren. Manchmal ein bißchen 
zu weit zu gehen, anstatt stets allzu kurz zu treten. Neugierig zu sein, was daraus entsteht. 
Auszuhalten, dass man im Voraus nicht so genau weiß, wohin der Weg führt. Und im Übrigen 
nicht zu vergessen, dass alle Auswege mit Irrtümern gepflastert sind. Risiken und Nebenwir-
kungen müssen in Kauf genommen werden – da helfen weder Arzt noch Apotheker. So ist 
die Welt – kein göttlicher Heilsplan, sondern eine Versuchsanordnung.“ 
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03 | Demonstration „S.O.S. Sozialstaat“ am 24.06.26 in Hannover  
 
Es war ein beeindruckendes und deutliches Zei-
chen: Mehr als 3.000 Menschen haben bei hitziger 
Temperatur vor dem Niedersächsischen Landtag 
gegen Kürzungen und für Sicherheit und Solidarität 
demonstriert. Unter dem Motto „S.O.S. Sozialstaat“ 
hatte das Bündnis starker Sozialstaat, ein Zusam-
menschluss aus Gewerkschaften, Sozial- und 
Wohlfahrtsverbänden – ab 11.30 Uhr aufgerufen, 
sich vor dem Niedersächsischen Landtag zu ver-
sammeln und deutlich zu machen: Ein starker So-
zialstaat ist keine freiwillige Leistung – er ist die 
Grundlage für gesellschaftlichen Zusammenhalt 
und Teilhabe. Diese Botschaft sollte noch vor der 
Konferenz der Ministerpräsident*innen am Folge-
tag gesendet werden. Angekündigt hatte sich Mi-
nisterpräsident Olaf Lies, um den Fragen der De-
monstrierenden Rede und Antwort zu stehen.  
 
Die Demonstrierenden forderten die Landesregierung auf, sich gegen Einschnitte bei der 
Eingliederungshilfe, Kinder- und Jugendhilfe, dem Unterhaltsvorschuss, der Gesundheitsver-
sorgung, der Pflege und der gesetzlichen Rente einzusetzen. Außerdem wandten sie sich 
gegen eine Aufweichung des Acht-Stunden-Tages. Auf der Bühne kamen nacheinander Ver-
treter*innen des Bündnisses zu Wort.  
 
Für die Eingliederungshilfe und die Perspektive von Menschen mit Beeinträchtigungen, ihren 
Angehörigen und den Fachkräften machte Landesgeschäftsführer Frank Steinsiek deutlich: 
„Wer bei den individuellen Leistungen der Eingliederungshilfe spart, gefährdet Selbstbestim-
mung und gesellschaftliche Teilhabe von Menschen mit Beeinträchtigungen. Selbstbestim-
mung und Teilhabe sind Menschenrechte und die sind für uns nicht verhandelbar“.  
Dirk Michalek richtete folgende be-
wegende Worte an die Politik: „Ich 
stehe hier heute als Selbstvertreter. 
Ich weiß, dass aus ganz Niedersach-
sen viele Selbstvertreter heute hier 
sind. […] Wenn Politiker über die Ein-
sparungen sprechen, sprechen sie 
oft über Zahlen. Ich möchte aber 
über Menschen sprechen. Ich 
möchte über das Leben von Men-
schen mit Beeinträchtigung spre-
chen. Die Unterstützung, die wir be-
kommen, ist für uns kein Luxus. Sie 
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hilft uns dabei, im Alltag alles zu schaffen. Sie hilft uns dabei, Entscheidungen zu treffen. Sie 
hilft uns dabei, zur Arbeit zu kommen und sich mit Freunden zu treffen. Ohne diese Unter-
stützung wäre vieles für uns nicht möglich. Wenn die Leistungen gekürzt werden, dann be-
deutet das nicht nur weniger Geld, sondern die Möglichkeit, weniger tun zu können, weniger 
Selbstständigkeit zu haben, weniger Teilhabe und weniger Freiheit!“ 
 
Die lautstarke Zustimmung, die über den Platz und auf die Bühne zurückschallte, zeigte, wie 
groß die Verunsicherung angesichts der Kürzungsvorschläge bei den betroffenen Menschen 
und ihren Angehörigen ist. 
 

Schließlich betrat gegen 12.45 Uhr 
Ministerpräsident Olaf Lies die Bühne 
stellte sich den stellvertretend von 
Kerstin Tack und Ernesto Harder vor-
getragenen Fragen und den Erwar-
tungen des Bündnisses an die bevor-
stehende Ministerpräsident*innen-
konferenz: „Damit hier kein falscher 
Eindruck entsteht. Niedersachsen 
hat gesagt, wir binden uns ein und 
sehen uns als Teil, der den Sozial-
staat bewahrt und dafür kämpft. Das, 

was morgen in der Ministerpräsidentenkonferenz diskutiert wird, ist ein Prozess, es ist kein 
Gesetz. Es ist eine Haltung der Ministerpräsidenten, die deutlich machen, dass die, die mal 
formuliert haben, was alles gekürzt werden kann, damit nicht durchkommen. Es wird keine 
Einschränkungen beim Wunsch- und Wahlrecht geben."  
 
Die Veranstaltung endete mit 
der Übergabe eines Rettungs-
ringes an Lies und weitere Ver-
treter*innen der Niedersächsi-
schen Landesregierung, der 
symbolisch die Forderung ent-
hielt, den Sozialstaat vor einem 
drohenden Untergang zu be-
wahren, wenn Sparpolitik auf 
Kosten der sozialen Sicherheit 
und der auf Unterstützungsleis-
tungen angewiesenen Men-
schen durchgesetzt wird.  
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Während der Veranstaltung konnten 
sich Menschen mit Unterstützungsbe-
darf, die einen großen Anteil an den 
Demonstrierenden hatten, an die Le-
benshilfe Niedersachsen wenden, die 
ein Zelt mit einigen Schattenplätzen, 
einer Notfallration Wasser und zum 
Sonnenschirm umfunktionierten Re-
genschirmen bereitgestellt hat.  
Ein großer Dank gilt den Menschen mit 
Beeinträchtigungen, die den Weg zur 
Demonstration trotz widriger Tempera-
turumstände auf sich genommen, 

ebenso wie ihren Unterstützer*innen – darunter auch aus Lebenshilfen aus ganz Niedersach-
sen – die diese Teilhabe möglich gemacht haben.  
 
Das Bündnis starker Sozialstaat hat eine Online-Petition bei WeAct! gestartet. Folgen Sie 
diesem Link und unterstützen Sie das Bündnis mit Ihrer Unterschrift.  
 
Hier finden Sie die offizielle Pressemitteilung des Bündnis starker Sozialstaat. 
Hier gelangen Sie zur Berichterstattung von SAT1-Regional.  
Hier finden Sie den Demo-Aufruf des Bündnis starker Sozialstaat.  
 
(JH)  
 
04 | Save the date: „Solidarisch! Sozial! Gerecht!“ – Bündnis starker Sozialstaat ver-
anstaltet Kongress für einen starken Sozialstaat am 02.10.2026  
 
Das Bündnis starker Sozialstaat, zu dem auch die Lebenshilfe Niedersachen gehört, veran-
staltet am 02. Oktober 2026 in Hannover (ver.di-Höfe) einen „Kongress für einen starken 
Sozialstaat“ unter dem „Motto Solidarisch! Sozial! Gerecht!“ 
Dabei werden Ministerpräsident Olaf Lies und Sebastian Lechner, Landesvorsitzender der 
CDU Niedersachsen und Vorsitzender der CDU-Fraktion im Niedersächsischen Landtag für 
eine Gesprächsrunde mit Vertreter*innen aus dem Bündnis zur Verfügung stehen.  
 
Das Bündnis steht für eine gemeinsame Überzeugung: Ein starker Sozialstaat ist das Fun-
dament für eine demokratische und zukunftsfähige Gesellschaft und er ist finanzierbar. 
 
Eine detaillierte Einladung folgt. 
Hier finden Sie das save the date.  
(JH)  
 
 
 

https://weact.campact.de/petitions/fur-einen-starken-sozialstaat-gute-arbeit-und-soziale-gerechtigkeit
https://www.lebenshilfe-nds.de/de/aktuelles/Demonstration-vor-dem-Landtag_-S.O.S.-SOZIALSTAAT-Breites-Buendnis-fordert-Stopp-von-Kuerzungsplaenen-_Ministerpraesident-Olaf-Lies-stellt-sich-den-Demonstranten.pdf
https://www.sat1regional.de/artikel/s-o-s-sozialstaat-demo-gegen-kuerzungen-in-hannover
https://landesarmutskonferenz-niedersachsen.de/kundgebung-gegen-kuerzungen-fuer-einen-starken-sozialstaat/
https://www.lebenshilfe-nds.de/de/aktuelles/RZ_DGB_Sozialstaat_SavetheDate_Kongress_02.10.2026.pdf?wLinkDetailsSource=/de/aktuelles/aktuelle-meldungen/Save-the-Date-Sozialstaat.php
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05 | Demonstration „Sozialstaat verteidigen statt abbauen“ am 10.06.26 in Hannover  
 

Am 10. Juni 2026 war die Lebenshilfe 
Niedersachsen als Partnerin im 
Bündnis starker Sozialstaat auf der 
gemeinsam von ver.di  und der Lan-
desarbeitsgemeinschaft Freie Wohl-
fahrtspflege organisierten Kundge-
bung unter dem Motto „Sozialstaat 
verteidigen statt abbauen“. 
Mehr als 8000 Menschen aus dem 
gesamten Bundesgebiet haben sich 
auf dem Platz der Menschenrechte 
vor dem Neuen Rathaus der Stadt 
Hannover versammelt.  

 
Anlass war die in Hannover stattfindende Konferenz der Gesundheitsminister*innen, die un-
ter dem Vorsitz des niedersächsischen Gesundheitsministers Dr. Andreas Philippi stand. Un-
ter den Demonstrierenden fanden sich zahlreiche Geschäftsführer*innen, Vorstandsmitglie-
der, Mitarbeitende, Selbstvertreter*innen und Nutzer*innen der Angeboten von Lebenshilfen 
aus Niedersachsen, die weite Wege auf sich genommen haben, um ein Zeichen gegen Spar-
maßnahmen und -vorschläge im Gesundheits-, Pflege- und sozialen Bereich zu setzen.  

 
Hier finden Sie den Aufruf zur Demonstration.  
Hier gelangen Sie zur Pressemitteilung der LAG FW Nds.  
 
(JH) 

https://www.lebenshilfe-nds.de/de/aktuelles/Aufruf-10.-Juni-2026.pdf
https://www.lag-fw-nds.de/am-menschen-zu-sparen-ist-der-falsche-weg-lag-fw-niedersachsen-fordert-politik-auf-die-belastungen-der-reformen-gerecht-zu-verteilen/
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06 | Erfolg für Kampagne „Teilhabe ist Menschenrecht“ der Bundesvereinigung Le-
benshilfe e.V.: 181.269 Menschen unterzeichnen Petition und ermöglichen Anhörung  
 
Mehr als 180.000 Menschen haben die Petition der Bundesvereinigung Lebenshilfe im Bun-
destag gegen Kürzungen in der Eingliederungshilfe unterstützt. Aufgrund dieser hohen Be-
teiligung fand am 8. Juni 2026 eine öffentliche Anhörung im Petitionsausschuss des Deut-
schen Bundestages statt. Zu den eingeladenen Gästen gehörten Petentin Ulla Schmidt, Bun-
desvorsitzende der Lebenshilfe und Bundesgesundheitsministerin a.D., sowie Ramona Gün-
ther, Selbstvertreterin aus dem Bundesvorstand der Lebenshilfe. 
 
Ulla Schmidt machte deutlich, welche gravierenden Auswir-
kungen Einsparungen in der Eingliederungshilfe haben könn-
ten. „Diese Diskussionen verunsichern viele Menschen mit 
Behinderung, ihre Familien und Freunde zutiefst“, betonte 
sie. Die Eingliederungshilfe ermögliche die volle, wirksame 
und gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
- und verwirkliche das Recht jedes Menschen mit Beeinträch-
tigung, „selbst zu entscheiden, wo, wie und mit wem er oder 
sie lebt“. Ramona Günther ergänzte ihre Ausführungen mit 
persönlichen Beispielen aus ihrem Alltag und schilderte ihre 
Sorgen im Hinblick auf mögliche Kürzungen. Auch die Fragen 
der Abgeordneten drehten sich schwerpunktmäßig um die 
Konsequenzen solcher Einschnitte. 
 
Hier können Sie die Aufzeichnung der Anhörung anschauen.  
(SQ) 
 
07 | Dialogprozess Eingliederungshilfe – BMAS veröffentlicht Empfehlungen  
 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat am 12. Juni 2026 den Abschluss 
des Dialogprozesses Eingliederungshilfe bekannt gegeben und ein Empfehlungspapier ver-
öffentlicht.  
 
Der Dialogprozess wurde im September 2025 vom BMAS gemeinsam mit Vertreter*innen 
der Länder und Kommunen gestartet. Beteiligt waren außerdem unter anderem der Deutsche 
Landkreistag, der Deutsche Städtetag und die Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen 
Träger der Sozialhilfe und der Eingliederungshilfe (BAGüS).  
 
Wir möchten einzelne Punkte unter Miteinbezug einer internen Bewertung durch die Bundes-
vereinigung Lebenshilfe e.V. näher beleuchten:  
 
 
 
 

https://www.bundestag.de/mediathek/video?videoid=7653811
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Wunsch- und Wahlrecht  
Zum Wunsch- und Wahlrecht wird die geplante Präzisierung der unbestimmten Rechtsbe-
griffe in § 104 SGB IX – insbesondere „unverhältnismäßige Mehrkosten“ und „Zumutbarkeit“ 
– im Empfehlungspapier als Schritt zu mehr Rechtssicherheit dargestellt.  
Tatsächlich könnte eine Konkretisierung durch Rechtsverordnung jedoch erhebliche Risiken 
für die Selbstbestimmung von Menschen mit Beeinträchtigungen bergen. Damit gerät ein 
Kernprinzip des Bundesteilhabegesetzes unter Druck: die personenzentrierte Leistungser-
bringung. Gerade die notwendige Flexibilität in der Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe 
ermöglicht bislang Lösungen, die sich an den Lebensrealitäten der Menschen mit Beeinträch-
tigungen orientieren. 
 
Teilhabe an Bildung  
Das Empfehlungspapier sieht zudem vor, Leistungen zur Teilhabe an Bildung künftig ver-
stärkt gemeinsam („gepoolt“) sowie durch infrastrukturelle Unterstützungsangebote an Schu-
len zu organisieren. Aktuell jedoch sind diese schulischen Strukturen noch nicht ausreichend 
auf individuelle Bedarfe ausgerichtet und deshalb weiterhin individuelle Unterstützungsleis-
tungen notwendig. Der Rechtsanspruch auf eine individuelle 1:1-Assistenz sollte daher ver-
bindlich gesichert bleiben und es dürfte nur dann auf Poollösungen verwiesen werden, wenn 
nachweislich der konkrete Bedarf vollständig gedeckt ist.  
Voraussetzung hierfür ist, dass nicht die Familie, sondern die Behörde nachweisen muss, 
dass die Angebote den individuellen Bedarf des Kindes mit Pooling/infrastrukturellen Unter-
stützungsangeboten abdecken. 
 
Leistungen der Sozialen Teilhabe  
Auch bei Leistungen der Sozialen Teilhabe sollen gemeinsame Unterstützungsformen aus-
geweitet werden, etwa wenn Menschen ohnehin in einer gemeinsamen Wohnsituation leben 
oder gemeinsam Zugang zu einer Leistung haben. Auch hier muss kritisch bewertet werden, 
dass individuelle Teilhabebedarfe nicht hinter pauschalen oder gruppenbezogenen Lösun-
gen zurückstehen dürfen. Das Selbstbestimmungsrecht für die Gestaltung des eigenen Le-
bens muss hier im Vordergrund stehen.  
 
Persönliches Budget 
Betroffen wäre auch das Persönliche Budget. Das Empfehlungspapier sieht die Budgethöhe 
künftig als Hauptbestandteil des Verwaltungsaktes. Das Persönliche Budget ermöglicht, statt 
Sachleistungen die Unterstützungsleistungen als Geldleistung zu erhalten. Bereits jetzt 
schon erhalten Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen oftmals kein Budget. Nun be-
steht die Gefahr, dass noch weniger Budgets bewilligt werden.  
 
Begrüßenswert ist, dass Gesamtpläne künftig mit Zustimmung der leistungsberechtigten Per-
son nicht mehr zwingend alle zwei Jahre, sondern in geeigneten Fällen erst nach bis zu fünf 
Jahren überprüft werden sollen. 
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Nicht zu allen Themen wurde Einigkeit im Dialogprozess erzielt. Keine Vereinbarung gab es 
unter anderem zur Frage des Verhältnisses von Pflegeversicherung und Eingliederungshilfe 
sowie zu einer stärkeren Vereinheitlichung der Bedarfsermittlungsinstrumente.  
Insbesondere, dass keine Einigung zum Mehrkostenvorbehalt bezüglich der Wohnform ge-
funden wurde, ist begrüßenswert und es bleibt zu hoffen, dass hiervon grundsätzlich Abstand 
genommen wird.  
 
Ebenfalls nicht weiterverfolgt wird derzeit eine Änderung bei der Heranziehung von Einkom-
men und Vermögen, was ebenso begrüßenswert ist. Allerdings ist dieser Punkt zum jetzigen 
Zeitpunkt nicht einigungsfähig, was nicht ausschließt, dass das Thema nicht erneut aufkom-
men wird.  
 
Die Vorschläge für notwendige Rechtsänderungen sollen noch im Jahr 2026 vorgelegt wer-
den. Damit ist der Dialogprozess nicht das Ende der Debatte, sondern der Auftakt für kon-
krete gesetzgeberische Schritte.  
 
Das gesamte Empfehlungspapier finden Sie hier.  
(SQ)  
 

08 | Überblick: Beschlüsse der Ministerpräsidentenkonferenz (MPK) vom 25.06.2026  
 
Einen Tag nach der Demonstration vor dem Niedersächsischen Landtag in Hannover (siehe 
oben), haben am 25.06.2026 die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder ge-
meinsam mit der Bundesregierung im Rahmen der Ministerpräsidentenkonferenz (MPK) über 
eine Reihe zentraler Zukunftsthemen beraten. Im Mittelpunkt standen unter anderem die Mo-
dernisierung des Staates, der Bürokratieabbau, die finanzielle Ausstattung der Kommunen 
sowie Maßnahmen zur Beschleunigung von Planungs- und Verwaltungsverfahren. 
  
Digitalisierung und Verwaltungsmodernisierung 
Bund und Länder wollen Verwaltungsleistungen weiter digitalisieren und Verfahren vereinfa-
chen. Ziel ist es, Verwaltungsprozesse effizienter zu gestalten und den Zugang zu staatlichen 
Leistungen zu erleichtern. 
Für Menschen mit Beeinträchtigungen und ihre Angehörigen spielen Verwaltungsverfahren 
im Alltag eine wichtige Rolle. Beispielsweise bei Leistungen der Eingliederungshilfe, der 
Pflege, der sozialen Sicherung oder im Bildungsbereich. Im Zuge der Umsetzung der be-
schlossenen Maßnahmen wird auch die Frage der Barrierefreiheit digitaler Angebote für die 
Lebenshilfe Niedersachsen wichtig sein. 
  
Bürokratieabbau 
Die MPK hat sich auf weitere Schritte zum Bürokratieabbau verständigt. Dabei sollen Ver-
waltungsabläufe vereinfacht und Doppelstrukturen reduziert werden. 

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Teilhabe/empfehlungspapier-eingliederungshilfe-sgb-ix.pdf?__blob=publicationFile&v=9
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Für Angebote für Menschen mit Beeinträchtigungen könnten sich daraus perspektivisch Ver-
änderungen bei Dokumentations- und Verwaltungsaufgaben ergeben. Ebenso könnten An-
trags- und Bewilligungsverfahren für Leistungsberechtigte von Vereinfachungen betroffen 
sein. Konkrete Regelungen hierzu enthalten die MPK-Beschlüsse jedoch noch nicht. 
  
Kommunale Finanzen 
Ein weiterer Schwerpunkt der Beratungen war die finanzielle Situation der Städte, Gemein-
den und Landkreise. Bund und Länder haben vereinbart, die Kommunen bei verschiedenen 
Aufgaben stärker zu unterstützen. Eine Sorge der Lebenshilfe Niedersachsen war hierbei, 
dass konkrete Vorhaben zu Einsparungen auf der MPK beschlossen werden könnten, da ein 
Arbeitspapier mit entsprechenden Vorschlägen im Frühjahr geleakt worden war. In den ver-
öffentlichten Beschlüssen ist hierzu zunächst nichts zu finden. Es ist allerdings zu erwarten, 
dass diese Vorhaben in den weiteren Beschlusspapieren aufgeführt werden.  
  
Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren 
Die MPK hat außerdem Maßnahmen zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren beschlossen. Diese betreffen unter anderem Infrastruktur- und Bauvorha-
ben. 
  
Umsetzung bleibt abzuwarten 
Die Beschlüsse der Ministerpräsidentenkonferenz legen politische Zielrichtungen fest. Für 
viele Vorhaben sind nun weitere gesetzliche Regelungen und konkrete Vereinbarungen zwi-
schen Bund und Ländern erforderlich. 
 
Die Lebenshilfe Niedersachsen wird die weiteren Entwicklungen begleiten und darüber infor-
mieren.  
  
Die konkreten Beschlüsse finden Sie hier. 
(FST) 
 

09 | Der Entwurf des Pflegeneuordnungsgesetzes (PNOG) im Überblick 
 
Das Bundesgesundheitsministerium hat am 04. Juni 2026 einen Referentenentwurf für ein 
Pflegeneuordnungsgesetz veröffentlicht und in die Verbändeanhörung gegeben. 
 
Hierzu hat es am 11. Juni 2026 eine Stellungnahme der Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. 
gegeben, die wir Ihnen am Ende dieses Beitrags verlinkt haben.  
 
Bei dem Referentenentwurf handelt es sich noch nicht um geltendes Recht. Im weiteren Ge-
setzgebungsverfahren sind Änderungen möglich und aus Sicht der Bundesvereinigung Le-
benshilfe wie auch der Lebenshilfe Niedersachsen unerlässlich. 
 

https://www.rlp.de/mpk/mpk-beschluesse/beschluesse-der-mpk-am-25-juni-2026-in-berlin?utm_source=chatgpt.com


Infodienst 06 | 2026 Seite 13 
 

Das bestehende Leistungsrecht soll grundlegend umgewandelt werden. Vorgesehen sind 
neue Leistungsbegriffe bzw. Budgets, darunter: 

o Pflegebegleitung 
o Sachleistungsbudget 
o Entlastungsbudget 
o Überbrückungsbudget 
o Sozialraumbudget 

 
Geplant sind unter anderem eine Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze sowie Ein-
schränkungen bei der beitragsfreien Mitversicherung. 
 
Weiterhin sieht der Entwurf Änderungen im Begutachtungsverfahren vor. Das Begutach-
tungsinstrument soll so angepasst werden, dass der Anstieg der Zahl pflegebedürftiger Men-
schen verlangsamt wird. 
 
Der Referentenentwurf sieht weitreichende Veränderungen im Pflegeleistungsrecht vor. 
Viele Maßnahmen zielen auf eine stärkere Steuerung der Ausgaben und eine Begrenzung 
des Leistungszugangs. Pflegende Angehörige und insbesondere pflegende Angehörige von 
Menschen mit Beeinträchtigungen müssen nach dem Entwurf mit höheren Belastungen und 
deutlicher weniger Entlastungs- und Unterstützungsleistungen rechnen. 
 
Beispielhaft ist der Wegfall der Verhinderungspflege in bisheriger Form. 
Dem Entwurf nach würde die Verhinderungspflege künftig nicht mehr als eigenständige Leis-
tung bestehen. Unterstützungsleistungen sollen stattdessen über verschiedene Budgets or-
ganisiert werden. Mögliche Konsequenzen bei Verabschiedung des Gesetzesentwurfs wä-
ren der Verlust der bisherigen Flexibilität und die Problematik der fehlenden Niederschwel-
ligkeit für Familien mit Kindern und Jugendlichen mit Beeinträchtigungen.  
 
Aus Sicht der Lebenshilfe Niedersachsen bestehen erhebliche Risiken und Benachteiligun-
gen von Menschen mit Beeinträchtigungen und ihren Familien. Der weitere Gesetzgebungs-
prozess bleibt daher entscheidend. Anpassungen sind notwendig, um Verschlechterungen 
für Betroffene zu vermeiden. 
 
Hier können Sie den Gesetzesentwurf einsehen.  
Hier lesen Sie die Stellungnahme der Bundesvereinigung e.V.  
(US) 
 
 
 
 
 
 

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/service/gesetze-und-verordnungen/detail/pflegeneuordnungsgesetz-pnog
https://www.lebenshilfe.de/fileadmin/Redaktion/PDF/Wissen/public/Stellungnahmen/20260610_Stellungnahme_Lebenshilfe_Pflegeneuordnungsgesetz.pdf
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10 | Positionspapier der Fachverbände für Menschen mit Behinderung: Keine Kürzun-
gen bei der Teilhabe 
 
Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung – dazu zählen die Bundesvereinigung Le-
benshilfe, der Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e. V., der Bundesverband evangeli-
sche Behindertenhilfe, der Bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte Menschen 
sowie der Bundesverband anthroposophisches Sozialwesen – lehnen die vorgeschlagenen 
Kürzungen in der Eingliederungshilfe entschieden ab. Die Positionierung der Fachverbände 
bezieht sich auf das Vorschlagsbuch „Effizienter Ressourceneinsatz bei Leistungsgesetzen“ 
aus dem Austausch im Kanzleramt.  
 
Die Verbände sehen darin eine Gefährdung von Rechten, Selbstbestimmung und Teilhabe 
von Menschen mit Beeinträchtigungen und fordern stattdessen den Erhalt individueller, be-
darfsgerechter Leistungen, etwa in Bildung, Assistenz, Wohnen und bei Hilfsmitteln. Pau-
schalisierungen, verpflichtendes Pooling und Einschränkungen finanzieller Freiräume wer-
den abgelehnt, da sie die Teilhabechancen aus Sicht der Fachverbände verschlechtern wür-
den.  
 
Gleichzeitig sprechen sich die Verbände für Bürokratieabbau, mehr Digitalisierung und eine 
faire Finanzierung aus, ohne Leistungen für Betroffene einzuschränken. 
 
Hier finden Sie die das Positionspapier der Fachverbände.  
(SQ) 
 

11 | Neues Schulgesetz beschlossen. Was bedeutet das für Schüler*innen, Eltern und 
Tagesbildungsstätten? 
 
Der Niedersächsische Landtag hat am 23. Juni 2026 eine Änderung des Schulgesetzes be-
schlossen. Damit werden wichtige Weichen für die Zukunft der Tagesbildungsstätten gestellt. 
Bestehende Tagesbildungsstätten erhalten einen gesetzlichen Bestandsschutz. Gleichzeitig 
wird ihnen die Möglichkeit eröffnet, sich zu Schulen in freier Trägerschaft weiterzuentwickeln. 
Neue Tagesbildungsstätten wird es künftig nicht mehr geben. 
 
Wichtig ist jedoch: 
Ein dauerhaftes Fortbestehen als Tagesbildungsstätte in der bisherigen Form wird perspek-
tivisch trotz Bestandsschutz nicht möglich sein, da sich die Finanzierungsgrundlagen verän-
dern werden. 
 
Chancen – aber auch offene Fragen 
Positiv ist, dass Einrichtungen, die sich zu Schulen weiterentwickeln werden, künftig schnel-
ler Finanzhilfe erhalten können. Das erleichtert den Start und greift eine Forderung auf, die 
seit vielen Jahren besteht. 

https://www.diefachverbaende.de/files/stellungnahmen/20260513_Keine%20K%C3%BCrzungen%20bei%20der%20Teilhabe_Positionierung%20der%20Fachverb%C3%A4nde%20zum%20Vorschlagsbuch.pdf
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Für das Personal in Tagesbildungsstätten eröffnen neue Regelungen außerhalb des Geset-
zes Möglichkeiten, auch in einer weiterentwickelten Schule tätig zu sein. Unter bestimmten 
Voraussetzungen können vorhandene Qualifikationen und Berufserfahrungen anerkannt 
werden. Gleichzeitig gilt: Diese Regelungen greifen nicht für alle gleichermaßen. Teilweise 
sind zusätzliche Qualifizierungen erforderlich. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Foto: Demonstration „Tagesbildungsstätten weiterentwickeln – jetzt!“ am 18.11.2025 in Hannover  
 
Es besteht weiterhin Handlungsbedarf! 
Auch nach dem Gesetzesbeschluss und dem vorliegenden Erlass bleiben zentrale Heraus-
forderungen bestehen. Die Rahmenbedingungen für die Weiterentwicklung sind teilweise un-
klar und werden in wichtigen Details erst durch nachgelagerte Vorgaben konkretisiert, was 
die Planungssicherheit für die Träger erschwert. Wir fordern von der Landesregierung: 

• Umsetzungsbegleitung und Möglichkeit zur Nachsteuerung  
Die Weiterentwicklung endet nicht mit Veröffentlichung des Erlasses und der Geset-
zesanpassung. Erforderlich ist eine fachliche Begleitung des Umsetzungsprozesses 
sowie die Bereitschaft des Landes, auf praktische Probleme zeitnah zu reagieren und 
notwendige Anpassungen vorzunehmen. 
 

• Verlässliche Finanzierung der Weiterentwicklung durch das Land Niedersach-
sen  
Die Weiterentwicklung darf nicht zulasten der Träger gehen. Erforderlich ist eine aus-
kömmliche Finanzierung zusätzlich zu den bestehenden Finanzhilferegelungen, ins-
besondere für die Übergangszeit, den Personalaufbau sowie Fort- und Weiterbildun-
gen. 
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Neben diesen landesseitigen Rahmenbedingungen kommt der konkreten Umsetzung 
vor Ort eine zentrale Bedeutung zu.  
In welchem Umfang die Träger diesen Weg umsetzen können, wird sich vor Ort entscheiden. 
 
Die konkrete Ausgestaltung wird nur mit Unterstützung der Träger der Eingliederungshilfe 
und den örtlichen Schulträgern funktionieren. Dabei braucht es vor allem verlässliche Lösun-
gen für zentrale Fragen: 

• Leistungen der Eingliederungshilfe zur Absicherung der Teilhabe an Bildung 
Diese Leistungen sind weiterhin von zentraler Bedeutung, damit Kinder mit Behinde-
rungen die Unterstützung erhalten, die sie benötigen. Entscheidend ist, dass sie auch 
bei einer Weiterentwicklung zu einer Schule verlässlich erhalten bleiben. 
 

• Ganztagsangebote und Ferienbetreuung 
Viele Familien sind auf stabile Ganztagsstrukturen angewiesen. Förderung, Betreu-
ung und Unterstützung müssen auch über den Unterricht hinaus gesichert sein. Glei-
ches gilt für die Ferienzeiten – hier braucht es verlässliche und passende Angebote. 
 

• Auskömmliche Finanzierung des Schulbetriebs 
Damit neue Strukturen tragfähig sind, müssen die finanziellen Grundlagen insgesamt 
stimmen. 

Ein Schritt nach vorn – aber noch kein Ziel erreicht 
Mit dem neuen Gesetz wird ein Weg eröffnet, wie sich Tagesbildungsstätten weiterentwickeln 
können. Das ist ein wichtiger Schritt und ausdrücklich zu begrüßen. 
Gleichzeitig zeichnet sich ab: Es werden unterschiedliche Wege und Lösungen entstehen. 
Wie diese konkret ausgestaltet werden, wird auch vor Ort entschieden – stets mit dem ge-
meinsamen Ziel, bestmögliche Bildung und Teilhabe für die Kinder und Jugendlichen zu si-
chern. Das Ziel eines inklusiven Schulsystems in Niedersachsen ist damit aber noch nicht 
erreicht.  
 
Unser Fazit 
Der Prozess ist noch nicht abgeschlossen. Es braucht weiterhin 

•  klare und verlässliche Regelungen, 
•  tragfähige Lösungen für Ganztag und Ferien, 
•  die verlässliche Absicherung der notwendigen Leistungen für jedes einzelne Kind und  
•  ausreichende finanzielle Unterstützung. 

 
Für die Lebenshilfe Niedersachsen bleibt es wichtig, die weitere Umsetzung konstruktiv und 
kritisch zu begleiten, um sich weiterhin für gute Bildung und Teilhabe für alle Schüler*innen 
in Niedersachsen einzusetzen. 
 
(US) 
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12 | Keine pauschalen Abschläge in der Vergütung für „Andere Leistungsanbieter“ – 
ein juristischer Gastbeitrag von Johann van der Helm (Rechtsanwalt)  
 
Anderen Leistungsanbietern im Sinne des § 60 SGB IX steht dieselbe Vergütung wie den 
Werkstätten zu. Das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen hat die Klage des Landes 
Niedersachsen gegen einen Schiedsstellenbeschluss abgewiesen und damit die Vergü-
tungsfestsetzung für einen Anderen Leistungsanbieter gemäß § 60 SGB IX in Höhe der 
WfbM-Regelvergütungen bestätigt (Urteil vom 29.01.2026, Az: L 8 SO 20/23 L). 
 
Kernaussage: Ein pauschaler Vergütungsabschlag von zehn Prozent gegenüber den für 
Werkstätten für behinderte Menschen geltenden Vergütungssätzen ist gegenüber einem An-
deren Leistungsanbieter nach § 60 SGB IX nicht gerechtfertigt. 
 
Das Gericht hat hierzu im Wesentlichen ausgeführt: 
Eine pauschale Kürzung ohne Bezug zu den tatsächlichen individuellen Kosten des Leis-
tungserbringers ist grundsätzlich unzulässig. Maßgeblich für die Vergütungsbemessung sind 
allein die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Leistungsfähigkeit (§ 123 Abs. 
2, § 124 Abs. 1 SGB IX). 
 
Die in § 60 Abs. 2 SGB IX geregelten Abweichungen gegenüber den Anforderungen an eine 
WfbM – insbesondere die fehlende förmliche Anerkennung, die fehlende Mindestplatzzahl, 
die Möglichkeit der Leistungsbeschränkung sowie die fehlende Aufnahmeverpflichtung – be-
gründen keine nachweisbaren Kostenvorteile. Da derselbe Personalschlüssel wie bei einer 
WfbM gilt, sind strukturelle Einsparungen weder belegt noch plausibel. 
 
Das Urteil stärkt direkt die Rechtsstellung der Anderen Leistungsanbieter im Vergütungsrecht 
der Eingliederungshilfe und verdeutlicht, dass pauschale Abschläge ohne einrichtungsindivi-
duelle Begründung einer gerichtlichen Überprüfung nicht standhalten.  
Dies ist nicht nur für die Anderen Leistungsanbieter von Interesse, sondern auch für alle 
Leistungserbringer, die sich beispielsweise in Verhandlungen über Fahrt- oder Investitions-
kosten mit dem Träger der Eingliederungshilfe befinden. Das Gericht hat klargestellt, dass 
pauschale Abschläge oder Obergrenzen, die ohne Bezug zu den tatsächlichen individuellen 
Kosten der Einrichtung festgesetzt werden, grundsätzlich unzulässig sind. 
Praxistipp für Andere Leistungsanbieter: Fordern Sie schnellstmöglich das Land Nieder-
sachsen schriftlich zu Vergütungsverhandlungen auf, wenn Sie im Moment lediglich 90 Pro-
zent der WfbM-Vergütung erhalten. 
 
Praxistipp für alle: Leistungserbringer sollten bei Vergütungsverhandlungen ihre Kostenkal-
kulationen vollständig und nachvollziehbar offenlegen. Der Träger der Eingliederungshilfe 
trägt dann die Beweislast für behauptete Kostenvorteile. Dabei kann er sich nicht auf pau-
schale Kürzungen zurückziehen. 
 
Johann van der Helm, Rechtsanwalt, Kanzlei Hohage, May & Partner mBH (Hamburg) 
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13 | Neuigkeiten aus der Akademie für Rehaberufe  

Zwei aufregende Prüfungswochen liegen hinter uns – und wir freuen uns sehr, heute allen 
Absolvent*innen herzlich gratulieren zu dürfen! Mit großem Engagement, Ausdauer und fach-
licher Kompetenz haben die Teilnehmer*innen ihre Qualifizierungen erfolgreich abgeschlos-
sen. Wir gratulieren herzlich zur „unterrichtsbezogenen Zusatzqualifikation TABI“ sowie zur 
„gFAB – geprüfte Fachkraft zur Arbeits- und Berufsförderung“. Mit ihren neu erworbenen 
Qualifikationen stärken die Absolvent*innen nicht nur ihre persönliche und berufliche Ent-
wicklung, sondern leisten auch einen wichtigen Beitrag bei der Begleitung, Bildung und För-
derung von Menschen mit Beeinträchtigungen.  
 
Ein herzlicher Dank gilt auch den beiden Lehrgangsleitungen – Frau Dr. Carin de Vries und 
Jens Künzler! Wir wünschen allen Fachkräften für ihren weiteren Weg viel Freude, Erfolg und 
weiterhin so viel Engagement in ihrer wichtigen Arbeit! 
 
Apropos Förderung und Stärkung – notieren Sie sich schon einmal den 19. Januar 2027  – 
da findet unser zweiter Mit-Mach-Tag für Menschen mit Beeinträchtigungen statt – dieses 
Mal geht es um den Umgang mit Finanzen, Gesundheit und sozialen Medien. Wieder wird 
der Mit-Mach-Tag von Dr. Wiebke Curdt und den Student*innen der Leibniz Universität Han-
nover gestaltet.  
 
Hier sichern Sie sich die ersten Plätze! 
(AW) 
 

https://www.akademie-fuer-rehaberufe.de/akademie/bildung/veranstaltungen/bildungsangebote/2027-01-19-Mit-Mach-Tag-Geld-Gesundheit-KI.php
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14 | Umfrage zur digitalen Teilhabe von Menschen mit komplexem Unterstützungsbe-
darf: BBMB ruft zur Teilnahme auf  
 
Der Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen 
(BBMB), Jürgen Dusel, hat zur Teilnahme an einer Umfrage zur digitalen Teilhabe von Men-
schen mit komplexem Unterstützungsbedarf aufgerufen. Die Umfrage soll dazu beitragen, 
bestehende Barrieren besser zu verstehen und Teilhabe zu verbessern.  
 
Digitale Technologien sind eine wichtige Voraussetzung für ein selbstbestimmtes Leben, 
dennoch gibt es hier noch viele Herausforderungen. Die Umfrage richtet sich an Betroffene, 
Angehörige, Fachkräfte und alle Interessierten, die ihre Erfahrungen einbringen möchten. 
Ziel ist es, konkrete Probleme, Bedarfe und gute Praxisbeispiele zu sammeln. Die Ergebnisse 
sollen dazu führen, die digitale Teilhabe in Deutschland weiter zu verbessern. 
 
Hier gelangen Sie zur Umfrage. 
(SQ)  
 
15 | Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. veröffentlicht neue Seite zum Thema Autis-
mus-Spektrum-Störung (ASS) 
 
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe hat einen neuen Homepagebereich zum Thema Autis-
mus veröffentlicht, der umfassende und leicht verständliche Informationen bündelt. Ziel der 
Seite ist es, über die Autismus-Spektrum-Störung aufzuklären und ein differenziertes Bild zu 
vermitteln. Die Inhalte reichen von Grundlagen und Diagnostik bis hin zu Fragen der Teilhabe 
und des Alltagslebens und werden sowohl in schwerer Sprache als auch in Leichter Sprache 
angeboten. Damit richtet sich die Themenseite an Betroffene, Angehörige sowie Fachkräfte 
und alle Interessierten, die sich fundiert informieren möchten. Zugleich soll sie dazu beitra-
gen, Vorurteile abzubauen und mehr Verständnis für die Vielfalt und Lebensrealität von Men-
schen mit Autismus zu schaffen.  
 
Zum Homepagebereich gelangen Sie hier. 
(SQ) 
 
16 | Aktion Mensch veröffentlicht Studie zum gesellschaftlichen Zusammenhalt aus 
Sicht von Menschen mit Beeinträchtigungen 
 

Die vorliegende Studie ist ein Forschungsbericht der Aktion Mensch, ver-
fasst von Wissenschaftler*innen des Leibniz-Instituts für Medienforschung 
(Hans-Bredow-Institut) in Kooperation mit dem Forschungsinstitut Gesell-

schaftlicher Zusammenhalt. Sie basiert auf einer Befragung von Menschen mit Beeinträchti-
gungen (Teilhabe-Community) und vergleicht deren Perspektiven mit der repräsentativen Zu-
sammenhaltstudie 2025 von ARD, ZDF und Deutschlandradio.  

https://www.behindertenbeauftragter.de/DE/AS/service/umfrage/umfrage_node.html
https://www.lebenshilfe.de/informieren/familie/autismus
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Zentrale Ergebnisse zeigen, dass gesellschaftlicher Zusammenhalt für Menschen mit Beein-
trächtigungen vor allem im Alltag entsteht, etwa durch Beziehungen, Nachbarschaft und Un-
terstützungsnetzwerke, jedoch insgesamt schwächer erlebt wird als in der Gesamtbevölke-
rung. Menschen mit Beeinträchtigungen erleben hier deutlich häufiger Defizite und fühlen 
sich in nahezu allen Lebensbereichen weniger zugehörig und eingebunden als die Gesamt-
bevölkerung. Ein weiteres Kernergebnis ist, dass sie besonders auf verlässliche, inklusive 
Strukturen wie Barrierefreiheit, Schutz vor Diskriminierung und funktionierende Institutionen 
angewiesen sind, damit gleichberechtigte Teilhabe möglich ist. Insgesamt macht die Studie 
deutlich, dass gesellschaftlicher Zusammenhalt nur dort gelingt, wo echte Teilhabe für alle 
Menschen gewährleistet ist und bestehende Barrieren konsequent abgebaut werden. 
 
Zur Studie gelangen Sie hier: 
(SQ) 

17 | Assistenz für die Ausübung eines Ehrenamts: Fachverbände veröffentlichen Leit-
faden zur Beantragung in Alltags- und Leichter Sprache 
 
Menschen mit Beeinträchtigungen, die ein 
Ehrenamt ausüben oder ausüben möchten, 
sind berechtigt für diese Tätigkeit Unterstüt-
zung durch eine Assistenzperson zu erhal-
ten. Die Beantragung der Finanzierung einer 
solchen Unterstützungsleistung ist jedoch für 
viele Menschen mit Beeinträchtigungen in 
der Praxis nicht immer einfach. Nun schafft 
ein praxisorientierter Leitfaden – herausge-
geben von den Fachverbänden für Men-
schen mit Behinderung – Abhilfe. Dieser hilft 
Menschen mit Beeinträchtigungen und ihren 
Bezugspersonen gezielt bei der Beantragung von Assistenzleistungen im Rahmen einer eh-
renamtlichen Tätigkeit. Der Leitfaden steht sowohl in schwerer Sprache als auch in Leichter 
Sprache zur Verfügung. 
 
Hier finden Sie den Leitfaden.  
(JH)  

18 | Gut geschützt bei Hitze – Tipps der Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. in Leich-
ter Sprache veröffentlicht 
 
Die Sommer werden spürbar heißer – und mit den steigenden Temperaturen wächst auch 
das Risiko für die Gesundheit. Besonders gefährdet sind ältere Menschen, Kinder sowie 
Menschen mit Krankheiten oder Beeinträchtigungen.  
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe informiert deshalb umfassend darüber, wie man sich bei 
Hitze wirksam schützen kann – und stellt diese Hinweise bewusst in Leichter Sprache zur 

Abb.: LH f. Menschen mit geistiger Behinde-
rung Bremen e.V., Illustrator Stefan Albers 

https://www.aktion-mensch.de/inklusion/studien/studie-gesellschaftlicher-zusammenhalt?utm_campaign=inklusion&utm_content=awa&utm_medium=e-mail&utm_source=inklnl_2026_06_18&utm_term=MailingID5526099_SendingID1488494
https://www.lebenshilfe.de/fileadmin/Redaktion/PDF/2_Informieren/DieFachverbaende_A4_Positionspapier_AssistenzEhrenamt.pdf
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Verfügung, damit sie für alle verständlich sind. Im Mittelpunkt stehen alltagsnahe Tipps. Dazu 
gehören u.a.: 
 

• Verhalten zu Hause: richtig lüften, Räume abdunkeln 
und kühl halten 

• Verhalten draußen: Sonne meiden, Schutzkleidung 
tragen und körperliche Anstrengung reduzieren 

• Gesundheit: ausreichend trinken, leichte Kost bevor-
zugen und Warnzeichen von Hitzeschäden erkennen 

• Umgang mit Medikamenten: ärztliche Rücksprache 
halten und richtige Lagerung beachten 

• Notfallsituationen: Symptome ernst nehmen und im 
Zweifel den Notruf wählen 

 
Ziel der Informationen ist es, Gesundheitsrisiken zu vermeiden und Menschen zu befähigen, 
sich selbst gut zu schützen – insbesondere in zunehmend heißen Sommern. 
 
Die Hinweise zum Schutz vor Hitze finden Sie hier. 
(SQ) 
 

19 | Aktion Mensch veröffentlicht neue Gesundheitsbefragung von Menschen mit Be-
einträchtigungen  
 

Die aktuelle Gesundheitsbefragung durch Aktion Mensch zeigt auf, dass 
Menschen mit Beeinträchtigungen im deutschen Gesundheitssystem wei-
terhin deutlich benachteiligt sind: Sie fühlen sich seltener gesund, sind 

stärker belastet und haben größere Sorgen um ihre zukünftige gesundheitliche Entwicklung. 
Gleichzeitig haben sie häufiger mit strukturellen Hürden wie langen Wegen, Wartezeiten, 
mangelnder Barrierefreiheit und zusätzlicher finanzieller Belastung zu kämpfen, was ihre Le-
bensqualität und Teilhabe einschränkt. Oft fehlen passende, zugängliche und unterstützende 
Rahmenbedingungen für Menschen mit Beeinträchtigungen.  
Insgesamt macht die Untersuchung deutlich, dass dringend Reformen notwendig sind, um 
ein inklusives, barrierefreies und gerechtes Gesundheitssystem für alle zu schaffen. 
 
Hier gelangen Sie zur Umfrage von Aktion Mensch.  
(SQ) 
 
 
 
 
 
 
 

Abb.: LH f. Menschen mit geistiger Behinde-
rung Bremen e.V., Illustrator Stefan Albers 

https://www.lebenshilfe.de/informieren/familie/schutz-vor-hitze?utm_source=CleverReach&utm_medium=email&utm_campaign=Fach-NL+04.06.2026&utm_content=Mailing_17150928
https://delivery-aktion-mensch.stylelabs.cloud/api/public/content/gesundheit-fuer-alle-2026.pdf?v=d34a5ef7
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20 | Special Olympics Landesspiele vom 11. bis 13. Mai 2027 in Göttingen 
 

Die Special Olympics Landesspiele sind 
ein großes Sportfest für Menschen mit 
kognitiver Beeinträchtigung, die alle zwei 
Jahre stattfinden. Der nächste Termin 
der Landesspiele wurde nun für den 11. 
bis 13. Mai 2027 in Göttingen bekannt-
gegeben. Als wichtigste Veranstaltung 
für die Athlet*innen werden Wettbewerbe 
in zahlreichen Sportarten wie u.a. Fuß-
ball, Schwimmen, Leichtathletik sowie 
erstmals auch Tanzen und Klettern aus-

getragen. Ergänzend gibt es ein wettbewerbsfreies Mitmachangebot, ein Gesundheitspro-
gramm sowie ein Rahmenprogramm mit feierlicher Eröffnung. 
 
Die Teilnahme ist kostenlos und die Veranstaltung richtet sich an alle Interessierten. Veran-
stalter ist Special Olympics Deutschland in Niedersachsen e. V. 
 
Hier gelangen Sie zur Homepage der Special Olympics Niedersachsen.  
(SQ) 
 

21 | 14 neue Gesundheitslots*innen ausgebildet: KKH und Special Olympics Nieder-
sachsen stärken Gesundheitskompetenz von Menschen mit Beeinträchtigung  
 

Die KKH Kaufmännische Krankenkasse 
und Special Olympics Niedersachsen ha-
ben zum fünften Mal das gemeinsame 
Programm „Gesundheitslotsen – Gesund 
Essen, Bewegen, Leben!" angeboten. 
Zielgruppe der seit 2019 angebotenen Bil-
dungsprogramms sind Menschen mit kog-
nitiven Beeinträchtigungen, die Interesse 
haben, sich mit den Themen gesunde Er-
nährung, Bewegung, Entspannung und 
Stressbewältigung auseinanderzusetzen 

und ihr erworbenes Wissen als Multiplikator*innen in ihrem Arbeits- und Wohnumfeld weiter-
zugeben. Dafür erhalten sie Materialien und Hilfsmittel für ihre praktische Arbeit vor Ort und 
bleiben mit anderen Gesundheitslots*innen vernetzt.  

Foto: SON/Helge Krückeberg 
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https://specialolympics.de/niedersachsen/aktuelles/veranstaltungen/veranstaltung/landesspiele-goettingen-2027#:%7E:text=Die%20Landesspiele%20von%20Special%20Olympics,Termin%20f%C3%BCr%20unsere%20Athleten*innen.
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Der nunmehr fünfte Bildungsdurchgang brachte 14 neue, mit Zertifikat ausgezeichnete Ge-
sundheitslots*innen hervor. Das Programm möchte jedoch mehr als reines Wissen vermitteln 
und hat den Anspruch, auch die persönliche Entwicklung der Teilnehmenden zu unterstützen 
und Kompetenzen wie Selbstvertrauen 
und Verantwortung zu stärken. „Die ge-
sundheitliche Versorgung von Menschen 
mit Behinderungen ist vielerorts noch mit 
hohen Hürden verbunden. Durch unser 
Projekt ‚Gesundheitslotsen – Gesund Es-
sen, Bewegen, Leben!‘, welches durch die 
KKH gefördert wird, wird die gesundheitli-
che Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rungen nachhaltig gestärkt“, sagt Holger 
Stolz, Präsident von Special Olympics Nie-
dersachsen. 
 
Lesen Sie hier die offizielle Pressemitteilung zum Abschluss des Ausbildungsgangs.  
(JH)  
 
22 | „Die Finals“ in Hannover – Informationen zur Barrierefreiheit  
 
Vom 23. bis 26. Juli 2026 finden die „Finals“ – eine große Sportveranstaltung – in Hannover 
und am Steinhuder Meer statt. In 24 Sportarten werden die Deutschen Meisterschaften aus-
getragen. Viele Wettbewerbe können kostenlos und ohne Ticket besucht werden. Die Ver-
anstaltung soll für möglichst viele Menschen erreichbar sein, daher stehen Informationen in 
Leichter Sprache, barrierefreie Toiletten, Ruheräume und ein Service-Team für Menschen 
mit Beeinträchtigungen zur Verfügung. Bei ausgewählten Wettkämpfen steht Unterstützung 
für blinde und sehbehinderte Menschen durch Audiodeskriptionen zur Verfügung.  
Für einige Veranstaltungen sind Tickets erforderlich. Ticketkosten werden bei bestimmten 
Voraussetzungen übernommen werden. 
 
Hier geht es zur Homepage. Hier können Sie Kontakt bei Fragen aufnehmen.  
(JH) 
 

23 | Save the date: Erster Niedersächsischer Ehrenamtskongress am 05. Dezember 
2026 in Hannover  
 
Am 5. Dezember 2026 findet erstmals der Niedersächsische Ehrenamtskongress im Han-
nover Congress Centrum statt, an dem ehrenamtlich Engagierte und Interessierte aus ganz 
Niedersachsen teilnehmen können.  

Foto: SON/Helge Krückeberg 

https://specialolympics.de/fileadmin/Landesverbaende/Niedersachsen/Ueber_uns/Presse/Pressemitteilungen/KKH_und_Special_Olympics_Niedersachsen_bilden_14_neue_Gesundheitslotsinnen_aus.pdf
https://www.diefinals.de/inhalte/Leichte-Sprache-60
mailto:barrierefreiheit.finals@hannover-stadt.de
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Ziel der kostenfreien Veranstaltung ist es, Austausch, Vernetzung und neue Impulse für die 
ehrenamtliche Arbeit zu fördern. Geplant sind praxisnahe Workshops, Vorträge und Diskus-
sionsformate sowie ein Marktplatz, auf dem sich Organisationen und Initiativen präsentieren 
können. Ergänzend wird ein Rahmenprogramm angeboten.  
Veranstaltet wird der Kongress von der Niedersächsischen Staatskanzlei. Der Termin kann 
schon vorgemerkt werden, genauere Informationen zum Programm und zu den Anmelde-
modalitäten werden jedoch erst später bekannt gegeben.  
 
Hier finden Sie genauere Informationen zum Kongress.  
(SQ) 
 

24 | Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. und Story House Egmont veröffentlichen 
zweiten Donald Duck-Comic in Leichter Sprache 
 
Kürzlich ist ein zweiter Band von Donald Duck in Leichter 
Sprache erschienen. In „Hier kommt Donald“ erlebt der 
sympathische Enterich vier neue Geschichten. Ein erster 
Comic-Band war 2025 erschienen und ist sehr gut ange-
kommen, sodass entschieden wurde, die Veröffentli-
chung weiterer Comics anzustreben. Es handelt sich um 
eine Zusammenarbeit zwischen Bundesvereinigung Le-
benshilfe e.V. und Story House Egmont.  
 
„Comics wirken oft leicht verständlich. Doch viele Wörter, 
Redewendungen und Witze sind schwer zu verstehen. 
Deshalb werden im neuen Comic schwierige Begriffe er-
klärt. Zusätzlich gibt es ein Wörter-Buch in Leichter Spra-
che“, heißt es in der Pressemitteilung der Bundesvereini-
gung Lebenshilfe e.V. Selbstvertreter, Bundes- und Landesvorstandsmitglied der Lebens-
hilfe Dirk Michalek äußert sich positiv zur Veröffentlichung: „Menschen mit Beeinträchtigung 
sollen überall mitmachen können. Und sie sollen alles verstehen können. Dafür brauchen 
sie Leichte Sprache. Ohne Leichte Sprache werden Menschen ausgeschlossen.“ 
 
Die Übersetzung der Geschichten wurde vom Büro für Leichte Sprache der Lebenshilfe 
Saarbrücken geleistet. Eine Prüfgruppe hat die Texte schließlich freigegeben.  
 
Lesen Sie hier die gesamte Pressemitteilung der BVLH zur Veröffentlichung.  
Hier können Sie den Comic bestellen.  
(JH)  
 

https://www.stk.niedersachsen.de/startseite/themen/zivilgesellschaft/ehrenamt_und_engagement/erster-niedersachsischer-ehrenamtskongress-249798.html
https://www.lebenshilfe.de/presse/pressemeldung/donald-duck-fuer-alle-neuer-comic-in-leichter-sprache-erschienen
https://www.lebenshilfe.de/shop/artikel/donald-duck-2
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25 | Aktionstag „Vielfalt feiern!“  
 

  
 
       
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Wir freuen uns, dass die Flyer und Plakate für den diesjährigen Aktionstag angekommen sind 
und sich auf dem Weg zu unseren 115 Mitgliedsorganisationen befinden.  
Entworfen hat die Kampagne Nils Klensang, der bei der Lebenshilfe Buxtehude e.V. den 
Bereich Öffentlichkeitsarbeit verantwortet.  
 
Hier können Sie unsere Homepage zum Aktionstag im Blick behalten.  
(JH) 
 
 
Wenn Sie unseren Infodienst nicht mehr erhalten möchten, klicken Sie bitte hier. Automatisch öffnet sich  
eine E-Mail, die Sie nur noch versenden müssen. Ihre Daten werden dann automatisch aktualisiert. 
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